
der Verurteilung auf Bewährung übernommen, und hier wiederum in aller Regel 
als Kollektivbürgschaften.

In diesen Fällen fungiert die Bürgschaft als eine spezifische rechtliche Form, 
in der die Werktätigen — vertreten vor allem durch ihre Arbeitskollektive — den 
Prozeß der Bewährung und Wiedergutmachung des Verurteilten inhaltlich ausge­
stalten und so an der Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung teilnehmen. 
Kollektive der Werktätigen i. S. des § 31 Abs. 1 StGB sind vor allem die Arbeitskol­
lektive. Es können aber auch andere Kollektive die Bürgschaft übernehmen, z. B. 
Kollektive gesellschaftlicher Organisationen und Sportgemeinschaften.

Bürgschaften können nur von einem Kollektiv übernommen werden, dem der 
Verurteilte unmittelbar angehört und das zur Erziehung des Verurteilten geeignet 
ist. Die Bürgschaft hat — was sowohl ihre Beantragung als auch ihre Bestätigung 
betrifft — die Verpflichtung des Kollektivs zum Inhalt, die Erziehung des Ange­
klagten zu gewährleisten (vgl. § 31 Abs. 2 StGB).29

Anträge von Kollektiven auf Bürgschaften müssen Ergebnis kollektiver Bera­
tung sein. Die Einzelbürgschaft setzt voraus, daß der betreffende Bürger zur 
Erziehung des Verurteilten fähig und geeignet ist und daß diese Form der Bürg­
schaft eine erzieherische Wirksamkeit gegenüber dem Verurteilten erwarten läßt. 
Das kann z. B. der Fall sein, wenn der Straftäter keinem bzw. keinem geeigneten 
Kollektiv angehört oder wenn in der Entwicklung oder in den Lebensumständen 
des Täters besondere Gründe gegeben sind, die eine individuell-erzieherische 
Einflußnahme geboten erscheinen lassen. Die Bürgschaft wird mit ihrer Bestäti­
gung im Urteil des Gerichts rechtlich wirksam.

Inhalt der Bürgschaft als rechtliches Instrument zur Ausgestaltung der Verur­
teilung auf Bewährung ist die Übernahme und Verwirklichung realer und kontrol­
lierbarer Verpflichtungen, die positiven Einfluß auf den Prozeß der Bewährung 
und Wiedergutmachung des Verurteilten haben und die auch dementsprechende 
Anforderungen an das Verhalten des Verurteilten stellen. Sie müssen — wie jede 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte bei der Verwirklichung der Verurteilung auf 
Bewährung — immer dazu beitragen, seine strafrechtliche Verantwortlichkeit auch 
mit der Autorität der kollektiven Erziehung nachdrücklich zu unterstreichen.

Bewährt hat sich, wenn in den Bürgerschaftserklärungen Verpflichtungen des 
Kollektivs mit Selbstverpflichtungen des Straftäters verbunden werden, in denen 
er deutlich macht, in welcher Weise er den ihm mit der Verurteilung auf erlegten 
Verpflichtungen zur Bewährung und Wiedergutmachung nachkommen will und 
auf welche Weise er das in ihn gesetzte Vertrauen rechtfertigen möchte. Als 
wertvoll hat sich ferner erwiesen, wenn in die Bürgerschaftserklärungen Maßnah­
men zur Kontrolle der Verwirklichung der Verpflichtungen auf genommen werden. 
Dazu gehören z. B. Aussprachen im Kollektiv, Stellungnahmen des Verurteilten 
vor dem Kollektiv und Einschätzung seines Verhaltens durch das Kollektiv.

Erfüllt der Verurteilte die von ihm im Zusammenhang mit der Verurteilung und 
der Bürgschaft übernommenen Verpflichtungen nicht oder verhindert er die 
Verwirklichung der Verpflichtungen des Kollektivs zur gesellschaftlich-erzieheri-

29 Vgl. U.Dähn, Sozialistische Arbeitskollektive und bedingte Verurteilung, Berlin 1966, S.58.
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